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20/62 
Einladung zu einer Sitzung des Rates am Donnerstag, dem 18. Juni 2020, um 16.15 Uhr in Remscheid,  
Teo Otto Theater, Konrad-Adenauer-Straße 31 - 33 
 
Bitte beachten Sie folgende Schutzmaßnahmen vor der Corona-Virus-Pandemie: 
 
In allen städtischen Gebäuden ist auf den Fluren, im Treppenhaus, im Aufzug und auf den Toiletten einen Mund-
Nasen-Schutz zu tragen! Überall gilt das Abstandsgebot von 1,50 m. 
 
Personen mit Risikoerkrankungen sollten mit ihrem behandelnden Arzt abklären, ob Gegenanzeigen für die Teil-
nahme an einer Sitzung vorliegen. Auch sollten Personen mit Erkältungssymptomen nicht an Sitzungen teilnehmen. 
 
T a g e s o r d n u n g 
 
Öffentliche Sitzung 
 
1 Feststellung der Anwesenheit 

 
2 Änderung/Erweiterung der Tagesordnung 

 
3 Niederschrift über die Sitzung vom 27.02.2020 

 
4 Einwohnerfragestunde 

(gemäß Ziff. 2.5, 10.1 und 21.1 der Geschäftsordnung nur in Sitzungen des Rates  
und der Bezirksvertretungen) 
 

4.1 Bebauungsplan Küppelstein 
Einwohnerfrage 
 

4.2 Folge- und Betriebskosten der Umgestaltung des Friedrich-Ebert-Platzes 
Einwohnerfrage 
 

5 Anfragen der Ratsmitglieder gem. Ziff. 2.5 und 12.2 der Geschäftsordnung 
(Die Anfragen sollen spätestens am 4. Werktag vor dem Sitzungstag der Verwaltung schriftlich zugeleitet werden.) 
 

5.1 Projektvorstellung „ToolLab“ 
Anfrage der Ratsgruppe der W.i.R. 
 

5.1.1 Beantortung der Anfrage der Ratsgruppe der W.i.R. vom 16.03.2020: 
Projektvorstellung „ToolLab“ 
 

5.2 Aktueller Sachstand Böker-Villa 
Anfrage der CDU-Fraktion 
 

5.3 Betreuungsangebot der Offenen Ganztagsschule in den kommenden Sommerferien 
Anfrage der CDU-Fraktion 
 

5.4 Hohe finanzielle Belastungen der Bürgerinnen und Bürger durch Wasserkosten 
 

6 Mitteilungen der Verwaltung gem. Ziff. 2.5 der Geschäftsordnung 
 

6.1 Beteiligungsbericht der Stadt Remscheid für das Geschäftsjahr 2018 
 

6.2 Nebentätigkeiten des Oberbürgermeisters Burkhard Mast-Weisz im Jahre 2019 
 

6.3 Haushaltsgenehmigung 2020 der Bezirksregierung 
 

6.4 Berichtspflicht der Stadt Remscheid zum Haushalt 2019/2020 
 

7 Schriftl. Berichte der Verwaltung über den Stand der zur Ausführung beschlossenen Anträge  
gem. Ziff. 2.6 der Geschäftsordnung 
 

8 Vorschläge zur Tagesordnung gem. Ziff. 2.2 der Geschäftsordnung 
(Die Vorschläge müssen mindestens 14 Tage vor der Sitzung schriftlich von einem Fünftel der Ratsmitglieder  
oder einer Fraktion eingereicht werden.) 
 

9 Anträge von Ratsmitgliedern, Gruppen  oder Fraktionen außerhalb der Tagesordnung  
gem. Ziff. 11.1 der Geschäftsordnung 
(Die Anträge sollen spätestens am 4. Werktag vor der Sitzung schriftlich und begründet eingereicht werden.) 
 

9.1 Straßenausbaubeiträge senken – Anliegerinnen und Anlieger entlasten - Antrag der FDP-Ratsgruppe 
 

Amtliche Bekanntmachungen 
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9.1.1 Änderung des Kommunalabgabengesetzes – Senkung der Straßenausbaubeiträge  
- Anfrage der Freien Demokraten im Rat der Stadt Remscheid 
 

9.1.1.1 Änderung des Kommunalabgabengesetzes – Senkung der Straßenausbaubeiträge  
- Beantwortung der Anfrage sowie Stellungnahmen zum Antrag der Ratsgruppe der FDP 
 

9.1.2 Fragen zum Antrag der FDP Fraktion „Straßenausbaubeiträge senken  
– Anliegerinnen und Anlieger entlasten“  
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
 

9.2 Ferienangebote für Kinder und Jugendliche weiterentwickeln – Attraktivität erhalten und ausbauen 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
 

9.3 Kriterienkatalog für Umweltschutz und Nachhaltigkeit entwickeln 
Antrag der Fraktion Die Linke 
 

9.4 Freizeitanlage Kräwi weiterentwickeln – Planungsauftrag für eine Ganzjahresnutzung und als außerschulische 
Bildungsstätte zur Weiterentwicklung unserer Freizeitangebote und unseres touristischen Potenzials 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
 

9.5 Implementierung eines Extremismus-Beauftragten der Stadt Remscheid im Rahmen eines  
städtischen Aktionsplans und Handlungskonzepts gegen Extremismus in jeglicher Form 
Antrag der CDU-Fraktion 
 

9.6 Vermarktung städtischer Grundstücke und Gebäude durch die städtischen Töchter 
Antrag der CDU-Fraktion 
 

9.7 Die „Seestadt auf dem Berge“ zu einem sicheren Hafen machen 
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke 
 

10 Anfragen der Ratsmitglieder gem. Ziff. 12.3 der Geschäftsordnung 
(Es handelt sich um Anfragen, die erst in der Sitzung gestellt werden.) 
 

11 Benennungen von Ausschussmitgliedern 
 

11.1 Benennung eines stellvertretenden namentlichen Mitglieds im Kommunalwahlausschuss  
für die 15. Wahlperiode 2014 - 2020 
Antrag der CDU-Fraktion 
 

12 Bergische Symphoniker Orchester der Städte Remscheid und Solingen GmbH  
- Gesellschafterversammlung - 
 

13 Berichte aus den städtischen Gesellschaften, Beteiligungen und Mitgliedschaften in Organisationen 
 

14 Handlungskonzept Sicherheit und Ordnung in der Stadt Remscheid 
 

15 Sanierung des Galvanikstandortes Fischer, Reinshagen - Überplanmäßige Mittelbereitstellung 
 

16 Förderung eines neuen Familienzentrums im Kindergartenjahr 2020/2021  
- Städtische integrative Kindertageseinrichtung Henkelshof 
 

17 Maßnahmenplan zum Schuldenabbau 2010-2015 
 

18 Bebauungsplan Nr. 166 1. Änderung – Gebiet Gesundheitshaus/Hastener Straße 
1. Entscheidung über die zur öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit  
    (§ 3 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB und § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 
2. Entscheidung über die zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  Belange  
    eingegangenen Stellungnahmen (§ 4 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 13 a Abs. 2 Nr. 1BauGB in  
    Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 3  BauGB) 
3. Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung § 13 a BauGB und § 7 GO NRW) 
 

19 Bebauungsplan Nr. 672 – Gebiet östlich Bahnhof Lennep, westlich der Straße Am Bahnhof und das Geviert 
zwischen den Straßen Robert-Schumacher-Straße, Alte Kölner Straße, Kölner Straße und Am Johannisberg; 
1. Verlängerung der Veränderungssperre Nr. 72 – Gebiet nördlich Alte Kölner Straße, östlich Robert- 
     Schumacher-Straße - gemäß § 17 BauGB 
 

20 Bebauungsplan Nr. 679 – Gebiet Glockenstahlstraße, beidseits Hammesberger Straße,  
nördlich Ibacher Straße 
1. Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 BauGB) 
2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) 
3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
    sowie der verwaltungsinternen Dienststellen (§ 4 Abs. 1 BauGB) 
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21 Bebauungsplan Nr. 676 – Gebiet nördlich Schwarzer Weg 
1. Entscheidung über die zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit eingegangenen Stellungnahmen  
    (§ 3 Abs. 1 BauGB) 
2. Entscheidung über die zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  
    Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) sowie zur verwaltungsinternen Abstimmung eingegangenen Stellungnahmen 
3. Offenlagebeschluss (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
4. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2  BauGB) sowie der  
    verwaltungsinternen Dienststellen 
 

22 Übertragung von rückerstatteten Zuschüssen , die aus Mitteln der Kulturförderung der Stadt Remscheid  
im Jahr 2020 geleistet wurden, in den Haushalt 2021 
 

23 Überplanmäßige Bereitstellung von Sachaufwand für laufende Aufwendungen 2020 im Bereich  
des Fachdienstes Bürger, Sicherheit und Ordnung 
 

24 Überörtliche Prüfung der GPA NRW - Vorbericht, Teilberichte und Kennzahlenset 2019 
 

25 Anpassung des Stellenplans der städtischen Kindertageseinrichtungen zum Kindergartenjahr 2020/21  
gem. Kinderbildungsgesetz NRW (KiBiz NRW) ab 01.08.2020 
 

26 Arbeit Remscheid gGmbH -  Jahresabschluss 2019 und Gesellschafterversammlung am 23.06.2020 
 

27 Überplanmäßige Mittelbereitstellung im Produkt 05.02.01 - Jobcenter Remscheid für Leistungen des  
Bildungs- und Teilhabepaketes für Transferleistungsempfängerinnen und -empfänger nach dem SGB II 
 

28 Zukunft der Trinkwasserversorgung  
- Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Remscheid GmbH am 10.06.2020 
 

29 Anpassung der Wahlordnung für den Integrationsrat an die Änderungen des Gesetzes  
zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020 
 

30 Anpassung der Wahlordnung zum Seniorenbeirat an die Änderungen des Gesetzes  
zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020 
 

31 Stadtwerke Remscheid GmbH - Gesellschafterversammlung am 30.06.2020 sowie Jahresabschluss 2019 
  

32 GEWAG Wohnungsaktiengesellschaft Remscheid - Hauptversammlung 
 

33 Kommunalinvestitionsförderungsgesetz (Kapitel 1) - Änderung der geförderten Maßnahmen 
 

34 Perspektive städtische Kindertageseinrichtung Am Schützenplatz 
- Fortsetzung des Containerstandortes bis 31.7.2021 
- Schaffung eines Provisoriums „Léon-Goraguer-Platz„ ab 1.8.2021 
- Entwicklung eines sechsgruppigen Kita-Neubaus Hindenburgstraße 92 
 

35 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen und Dringlichkeitsbeschlüssen gem. § 60 Abs. 1 GO NRW 
 

35.1 Umsetzung der Ausbildung zur Notfallsanitäterin und zum Notfallsanitäter bei der Feuerwehr Remscheid 
und entsprechende Anpassung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die bestehende  
gemeinschaftliche staatlich anerkannte Schule für Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten  
für die Städte Solingen, Remscheid und Leverkusen 
 

35.2 Überplanmäßige Bereitstellung von Finanzmitteln für den Brandschutz an Schulen  
und für die Beschaffung von Schulraummodulen 
 

35.3 Maßnahmenplanung Fachdienst Umwelt  
- Bereitstellung von Haushaltsmitteln für den Aufgabenbereich Gewässerschutz 
 

35.4 Neubau eines Gerätehauses für die Freiwillige Feuerwehr LüBo (Lüdorf/Bergisch-Born) 
 

35.5 Mitgliederversammlung der Metropolregion Rheinland e. V. am 20.03.2020; Umlaufbeschlüsse 
 

35.6 Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Bewältigung der direkten  
und indirekten Folgen der Corona-Krise 
  

35.7 Städtische Besicherung bei Bauvorhaben Dritter für Kindertageseinrichtungen 
 

35.8 Verzicht auf die Erhebung von Beitragen für die Nutzung von Plätzen in Kindertageseinrichtungen,  
Kindertagespflege, der Offenen Ganztagsgrundschulen sowie des Essensgeldes  
in städt. Kindertageseinrichtungen für  April 2020 in Folge der Corona-Krise 

35.9 Verzicht auf die Erhebung von Beitragen für die Nutzung von Plätzen in Kindertageseinrichtungen,  
Kindertagespflege, der Offenen Ganztagsgrundschulen sowie des Essensgeldes  
in städt. Kindertageseinrichtungen für  Mai  2020 in Folge der Corona-Krise 
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35.10 Verzicht auf die Erhebung von Beiträgen für die Nutzung von Plätzen in Kindertageseinrichtungen  
und  Kindertagespflege sowie des teilweisen Essensgeldes in städtischen Kindertageseinrichtungen  
für Juni 2020 in Folge der Corona-Krise 
 

 

Nichtöffentliche Sitzung 
 
1 Anfragen der Ratsmitglieder gem. Ziff. 2.5 und 12.2 der Geschäftsordnung 

(Die Anfragen sollen spätestens am 4. Werktag vor dem Sitzungstag der Verwaltung schriftlich zugeleitet werden.) 
 

2 Mitteilungen der Verwaltung gem. Ziff. 2.5 der Geschäftsordnung 
 

3 Schriftliche Berichte der Verwaltung über den Stand der zur Ausführung beschlossenen Anträge  
gem. Ziff. 2.6 der Geschäftsordnung 
 

4 Vorschläge zur Tagesordnung gem. Ziff. 2.2 der Geschäftsordnung 
(Die Vorschläge müssen mindestens 14 Tage vor der Sitzung schriftlich von einem Fünftel der Ratsmitglieder  
oder einer Fraktion eingereicht werden.) 
 

5 Anträge von Ratsmitgliedern, Gruppen  oder Fraktionen außerhalb der Tagesordnung  
gem. Ziff. 11.1 der Geschäftsordnung 
(Die Anträge sollen spätestens am 4. Werktag vor der Sitzung schriftlich und begründet eingereicht werden.) 
 

6 Anfragen der Ratsmitglieder gem. Ziff. 12.3 der Geschäftsordnung 
(Es handelt sich um Anfragen, die erst in der Sitzung gestellt werden.) 
 

7 Bericht aus den städtischen Gesellschaften, Beteiligungen und Mitgliedschaften in Organisationen 
 

8 Sanierung des Galvanikstandortes Fischer, Reinshagen - Grundstücksverkehr 
 

9 Bestellung einer Prüferin beim Fachdienst Rechnungsprüfung 
 

10 Bestellung einer Prüferin beim Fachdienst Rechnungsprüfung 
 

11 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen und Dringlichkeitsbeschlüssen gem. § 60 Abs. 1 GO NRW 
 

11.1 Wahl eines neuen Vorstandsmitgliedes der Stadtsparkasse Remscheid 
 

 

*) Als Punkt 4 der Tagesordnung ist eine Einwohnerfragestunde festgesetzt. Die Fragestunde dauert höchstens 60 
Minuten. Einwohner, die eine Frage zu stellen beabsichtigen, haben dies spätestens am 12.06.2020 dem Oberbür-
germeister (Büro Rathaus) schriftlich anzuzeigen oder zur Niederschrift zu erklären. In der Anzeige/Erklärung ist 
der genaue Wortlaut der Frage sowie der/diejenige anzugeben, an den/die die Frage gerichtet ist. Dies können der 
Oberbürgermeister, einzelne Ratsmitglieder oder die Ratsfraktionen und -gruppen sein.  
Mit der Anzeige/Erklärung ist das Einverständnis abzugeben, dass der Wortlaut der Frage einschl. der personenbe-
zogenen Daten den Mitgliedern des Rates und den im Rat der Stadt vertretenen Fraktionen und Gruppen übersandt 
sowie der Presse zur Verfügung gestellt werden können. Der/die Fragesteller/in soll in der Sitzung persönlich anwe-
send sein und die Frage mündlich wiederholen. Dauer höchstens 1 Minute.  
 
Remscheid, den 4. Juni 2020 

gez. Mast-Weisz, Oberbürgermeister 
 
 

20/63 
Kommunalwahlen am 13. September 2020 
Öffentliche Änderungsbekanntmachung 
 
Aufgrund des Gesetzes zur Durchführung der Kommunalwahlwahlen 2020 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. Juni 2020 gebe ich folgendes bekannt. 
 
Meine Bekanntmachung Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Vertretungen der Stadt Rem-
scheid vom 18. März 2020, Amtsblatt Nr. 6 wird wie folgt geändert: 
 
1. Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen 
 

Die Wahlvorschläge sind einzureichen bei den Beauftragten der Wahlleiterin der  
 

Stadt Remscheid  
Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung  
Wahlamt 
Elberfelder Straße 36, Raum 119, 42853 Remscheid 
Postanschrift: Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, FD 3.32.2 Wahlamt, 42849 Remscheid. 
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bis zum 48. Tage vor der Wahl, dem Montag, 27. Juli 2020, 18:00 Uhr. 

 
Die Wahlvorschläge sind nach Möglichkeit so frühzeitig vor dem Einreichungstermin abzugeben, dass etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig behoben werden können. Verspätet einge-
reichte Wahlvorschläge sind nicht zulassungsfähig. 

 
3. Wahlvorschläge 
 

3. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so muss nachgewiesen werden, dass sie einen nach demokratischen Grundsät-
zen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für Parteien, die ihrer 
Mitteilungspflicht gegenüber dem Bundeswahlleiter gemäß § 6 Abs. 3 des Parteiengesetzes bis zum Tage der 
Wahlausschreibung genügt haben. 

 
Die Wahlvorschläge der unter Punkt 3, erster Halbsatz genannten Parteien und Wählergruppen, sowie die von 
Einzelbewerbern müssen ferner 

 
1. für die Wahl der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters  

 von mindestens 156 Wahlberechtigten des Wahlgebietes  
 persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 46 d Abs. 1 KWahlG), 

 
2. für die Wahl in den Wahlbezirken   

 von 3 Wahlberechtigten des Wahlbezirks,  
 persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein ( § 15 Abs. 2 KWahlG, § 78 Abs. 1 KWahlO  

in Verbindung mit § 3 Absatz 2, Artikel 2 der Übergangsregelungen zum KWahlG und zur KWahlO) 
 

3. für die Reserveliste   
 von mindestens 52 Wahlberechtigten des Wahlgebietes  
 persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 16 Abs. 1 KWahlG, § 78 Abs. 2 KWahlO  

in Verbindung mit § 3 Absatz 2, Artikel 2 der Übergangsregelungen zum KWahlG und zur KWahlO) 
 

4. für die Listenwahlvorschläge für die Wahl der Bezirksvertretung  
 im Stadtbezirk 1 - Alt-Remscheid -  von mindestens 22 Wahlberechtigten,  
 im Stadtbezirk 2 - Süd -    von mindestens 11 Wahlberechtigten,  
 im Stadtbezirk 3 - Lennep -   von mindestens 12 Wahlberechtigten,  
 im Stadtbezirk 4 - Lüttringhausen -  von mindestens   8 Wahlberechtigten  
 persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 46 a Abs. 5 KWahlG, § 78 Abs. 2 KWahlO in Ver-

bindung mit § 3 Absatz 2, Artikel 2 der Übergangsregelungen zum KWahlG und zur KWahlO). 
 
6. Zulassung der Wahlvorschläge 
 
 Über die Zulassung der Wahlvorschläge entscheidet der Wahlausschuss spätestens am 39. Tage vor der Wahl, 

dem 5. August 2020. Zu der Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvorschläge eingeladen. Ort, Zeit 
und Gegenstand der Verhandlung des Wahlausschusses werden noch bekannt gegeben. 

 
 Eine analoge Anwendung der geänderten Vorschriften wird für die Wahl zum Integrationsrat und die Senioren-

beiratswahl ebenfalls angestrebt. Dazu bedarf es eines Beschlusses des Rates der Stadt Remscheid, der in die Sit-
zung am 18. Juni 2020 eingebracht wird. 

 
Remscheid, den 3. Juni 2020 
Die Wahlleiterin, gez. Reul-Nocke 
 
 

20/64 
Satzung der Stadt Remscheid über die Durchführung von Kindertagespflege vom 02.06.2020 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NRW 1994 S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.04.2019 (GV NRW S. 202), 
der §§ 22-24 und 43 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) Kinder- und Jugendhilfe, neugefasst durch 
Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl I S. 2022) zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 04.08.2019 
(BGBl I S. 1131/1144), der Artikel 1 und 3 des Gesetzes zur qualitativen Weiterentwicklung der frühen Bildung vom 
03.12.2019 (GV NRW S. 894) und des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsge-
setz – KiBiz) - Sechstes Gesetz zur Ausführung des SGB VIII vom 03.12.2019 (GV NRW Seite 894), insbesondere 
Teil 2 §§ 21-24 KiBiz NRW, hat der Haupt-, Finanz- und Beteiligungsausschuss der Stadt Remscheid gem. § 60 Abs. 
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1 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung in seiner Sitzung am 28.05.2020 folgende Satzung beschlossen: 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
Teil I Allgemeines ................................................................................................................................................................................. 8 
 
§ 1 Gesetzlicher Rahmen und Auftrag der Kindertagespflege...................................................................................................... 8 
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Teil I Allgemeines 
 
§ 1 Gesetzlicher Rahmen und Auftrag der Kindertagespflege 
 
(1) Den gesetzlichen Rahmen für die Kindertagespflegeangebote in Remscheid bilden  

• die Bestimmungen des Sozialgesetzbuches (SGB) Achtes Buch (VIII): Kinder- und Jugendhilfe (insbesondere 
§§ 22 – 24, 43 SGB VIII) in der jeweils gültigen Fassung  

• die Bestimmungen des Sechsten Gesetzes zur Ausführung des SGB VIII – Kinderbildungsgesetz – KiBiz 
NRW – (insbesondere Teil 2 §§ 21 – 24 und Teil 5 §§ 50, 51 KiBiz NRW) 

 
(2) Die Kindertagespflege soll gemäß § 22 Abs. 2 SGB VIII  

• die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähige Persönlichkeit fördern  
• die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen  
• den Erziehungsberechtigten dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander verein-

baren zu können 
 
(3) Der Förderauftrag der Kindertagespflege umfasst gemäß § 22 Abs. 3 SGB VIII analog des Auftrags der Kinder-
tageseinrichtungen die Bereiche Erziehung, Bildung und Betreuung und bezieht sich auf die soziale, emotionale, 
körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Er schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. 
Die Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebenssi-
tuation sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes orientieren und seine ethnische Herkunft be-
rücksichtigen. 
 
§ 2 Begriff und Anspruchsvoraussetzung der Kindertagespflege 
 
(1) Die Kindertagespflege ist ein familienähnliches Betreuungsangebot und wird in Remscheid insbesondere für 
Kinder von einem bis drei Jahren vorgehalten. 
Kindertagespflege in Remscheid umfasst folgende Betreuungsformen:  
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• Betreuung im Haushalt der Kindertagespflegeperson 
• Betreuung in angemieteten oder zur Verfügung gestellten Räumen 
• Betreuung in einer Großtagespflegestelle 

 
Sie wird von geeigneten, qualifizierten Kindertagespflegepersonen geleistet, die über eine Pflegeerlaubnis gemäß  § 43 
SGB VIII verfügen. Kindertagespflege ist eine gleichrangige Form der Kinderbetreuung neben der Betreuung in 
Kindertageseinrichtungen. Bei der Kindertagespflege handelt es sich um langfristige Betreuungsverhältnisse (mindes-
tens drei Monate) mit einem regelmäßigen wöchentlichen Stundenumfang von mindestens 15 Betreuungsstunden. 
 
(2) In einer Großtagespflegestelle können sich zwei oder drei Kindertagespflegepersonen zusammenschließen und 
gem. § 22 Abs. 3 KiBiz NRW insgesamt bis zu neun Kinder gleichzeitig betreuen. 
 
(3) Anspruch auf Förderung in Kindertagespflege haben Kinder, deren Erziehungsberechtigte ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt gemäß § 86 SGB VIII in Remscheid haben:  

• im Alter unter einem Jahr, wenn die Kindertagespflege für die Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist, die Erziehungsberechtigten erwerbstätig sind, eine Er-
werbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit suchen, sich in Schul-, Hochschul- oder Berufsausbildung befinden 
oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des SGB II erhalten. In diesen Fällen sind dem Jugend-
amt mit dem Antrag entsprechende Nachweise vorzulegen  

• insbesondere im Alter von einem Jahr bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres 
 
§ 3 Begriff und Anspruchsvoraussetzung der ergänzenden Kinderbetreuung  
 im Haushalt der Erziehungsberechtigten 
 
(1) Ergänzende Kinderbetreuung findet ausschließlich im Haushalt der Erziehungsberechtigten mit einem maxima-
len Umfang von 10 Stunden wöchentlich statt. Die Betreuungsperson wird in der Regel von den Erziehungsberech-
tigten dem Jugendamt vorgeschlagen. 
 
(2) Anspruch auf öffentlich geförderte ergänzende Kinderbetreuung haben Kinder, deren Erziehungsberechtigte 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt gemäß § 86 SGB VIII in Remscheid haben, wenn die Betreuungszeiten in Kinderta-
gespflege, Kindertageseinrichtungen oder in Betreuungsangeboten an Schulen nicht ausreichen, um die berufsbe-
dingte Abwesenheit der Erziehungsberechtigten abzudecken. In diesen Fällen sind dem Jugendamt mit dem Antrag 
entsprechende Nachweise vorzulegen. 
 
§ 4 Vermittlung, fachliche Beratung und Begleitung der Erziehungsberechtigten 
 
(1) Die Vermittlung von Betreuungsplätzen bei Kindertagespflegepersonen erfolgt durch das Jugendamt auf Grund-
lage der Betreuungsanfragen im Eltern-Online-Portal „Little Bird“ oder persönlicher Betreuungsanfragen. Es werden 
ausschließlich Kindertagespflegepersonen vermittelt, die über eine gültige Pflegeerlaubnis verfügen. Über die Auf-
nahme eines Kindes entscheidet die Kindertagespflegeperson im Rahmen ihrer selbstständigen Tätigkeit. 
 
(2) Die Erziehungsberechtigten haben gemäß § 23 Abs. 4 SGB VIII ein Recht auf Beratung in allen Fragen der Kin-
dertagespflege. Sie haben Anspruch auf umfassende Informationen über alle Angebote der Kindertagesbetreuung, 
sowie Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der Suche und der Durchführung der Kindertagespflege durch 
das Jugendamt. 
 
§ 5 Elternbeiträge 
 
(1) Elternbeiträge werden erhoben gemäß der „Satzung der Stadt Remscheid über die Erhebung von Beiträgen für 
die Inanspruchnahme von Kindertagespflege“ in ihrer jeweils gültigen Fassung. 
 
(2) Die Kindertagespflegepersonen können gemäß § 51 Abs. 1 Satz 3 KiBiz NRW mit den Erziehungsberechtigten 
für Mahlzeiten auf privatrechtlicher Basis ein angemessenes Verpflegungsentgelt vereinbaren. Das Mitbringen von 
Mahlzeiten durch die Erziehungsberechtigten ist aus pädagogischen und aus lebensmittelhygienischen Gründen in 
der Regel nicht zulässig. 
 
(3) Weitere Zuzahlungen durch die Erziehungsberechtigten sind gemäß § 51 Abs. 1 Satz 3 KiBiz NRW ausgeschlos-
sen. 
 
§ 6 Mitwirkung von Erziehungsberechtigten auf Jugendamtsbezirksebene 
 
Gemäß § 11 Abs. 1 KiBiz NRW können die Erziehungsberechtigten, deren Kinder in Kindertagespflege betreut 
werden, gemeinsam bis zum 10. Oktober eines jeden Jahres, eine Vertretung bestimmen. Diese nimmt an der Ver-
sammlung der Elternbeiräte teil und kann sich dort für die Interessen aller Erziehungsberechtigten einsetzen. Im 
Zuge dessen hat die Vertretung eine Stimme für die Wahl des Jugendamtselternbeirates. 
 
§ 7 Umsetzung des Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII 
 
Jede Kindertagespflegeperson, die Remscheider Kinder betreut, wird über die Bestimmungen und das Verfahren 
nach § 8a SGB VIII belehrt und trifft mit dem Jugendamt eine verpflichtende Vereinbarung zur Sicherung des 
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Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII gemäß der „Leitlinien zum Schutz des Kindeswohls“ der Stadt Remscheid 
(Beschluss des Jugendhilfeausschuss am 24.05.2007). 
 
§ 8 Qualitätsentwicklung 
 
Das Jugendamt stellt gemäß § 79 a SGB VIII eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung sicher. 
 
Teil II Kindertagespflege 
 

§ 9 Eignungsfeststellung von Kindertagespflegepersonen 
 
Gemäß § 43 SGB VIII führt das Jugendamt eine Eignungsfeststellung als Voraussetzung für die Erteilung der Pfle-
geerlaubnis durch. Die Eignungsfeststellung erstreckt sich insbesondere auf folgende Anforderungen. 
 
Persönliche Eignungskriterien:  

• Motivation zur Ausübung der Tätigkeit  
• Persönlichkeit (u.a. Einfühlungsvermögen, soziale Kompetenz, Kooperations-bereitschaft, Zuverlässigkeit)  
• Sachkompetenz (u.a. vertiefte Kenntnisse in der Kindertagespflege, Erziehungsmethoden, Bereitschaft zur 

fachlichen Weiterentwicklung, Kommunikationsfähigkeit, Organisationsfähigkeit, Haushaltsführung, Ernäh-
rung, Erste-Hilfe-Kurs für Säuglinge und Kleinkinder)  

• mindestens Realschulabschluss oder Hauptschulabschluss mit abgeschlossener Berufsausbildung oder ver-
gleichbarer Schulabschluss anderer Länder  

• Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift, mindestens im Sprachniveau B 2 
 
Feststellung der Geeignetheit der Räumlichkeiten:  

• die Geeignetheit der Räume wird durch die Mitarbeiter des Jugendamtes festgestellt  
• bei einer Haltung von Haustieren im Haushalt der Kindertagespflegeperson wird eine Pflegeerlaubnis nur er-

teilt, wenn nachvollziehbar dargestellt wird, dass von diesen keine Beeinträchtigung oder Gefährdung für die 
zu betreuenden Kinder ausgeht  

• eigens für die Ausübung der Kindertagespflege angemietete Räume dienen ausschließlich dem Zweck der 
Kinderbetreuung, die Haltung und Mitnahme von Haustieren in die Kindertagespflegestelle ist nicht gestattet  

• bei angemieteten Räumen ist eine bauamtliche Nutzungsänderung für diese Räumlichkeiten erforderlich  
 
Formale und fachliche Voraussetzungen:  

• 160 Unterrichtseinheiten Qualifikation nach dem Kompetenzorientierten Qualitätshandbuch Kindertages-
pflege (QHB) oder dem Curriculum des Deutschen Jugendinstitutes „Qualifizierung in der Kindertagespfle-
ge“ (DJI) oder eine sozialpädagogische Ausbildung mit Praxiserfahrung in der institutionellen Betreuung von 
Kindern unter drei Jahren und mindestens 80 Unterrichtseinheiten nach dem QHB oder DJI-Curriculum  

• ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 Qualifikation nach QHB mit 300 Unterrichtseinheiten bei erstmaliger 
Tätigkeit in Kindertagespflege oder eine sozialpädagogische Ausbildung mit Praxiserfahrung in der institutio-
nellen Betreuung von Kindern unter drei Jahren und mindestens 80 Unterrichtseinheiten nach dem QHB  

• Erstellung eines pädagogischen Konzeptes zur Durchführung der Kindertagespflege  
• bescheinigte Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Kurs eines qualifizierten Anbieters mit Schwerpunkt Säuglinge 

und Kleinkinder; Stundenumfang: 9 Unterrichtseinheiten; bei Antragsstellung nicht älter als 3 Monate  
• Nachweis eines 14 - tägigen Praktikums in einer Kindertagespflegestelle  
• erweitertes polizeiliches Führungszeugnis gemäß §§ 72a SGB VIII, 30a Abs. 1 Nr. 2a BZRG ohne tätigkeits-

auschließende Einträge der Kindertagespflegeperson und bei Kindertagespflege im eigenen Haushalt von al-
len Haushaltsangehörigen ab 14 Jahren  

• Vorlage des Aufenthaltstitels mit Berechtigung der Ausübung einer selbständigen Tätigkeit gemäß § 21 Auf-
enthaltsgesetz für Staatsangehörige aus Drittstaaten außerhalb der EU  

• Abschluss einer verbindlichen Vereinbarung zur Sicherung des Schutzauftrages gem. § 8a SGB VIII zwischen 
der Kindertagespflegeperson und dem Jugendamt  

• Freiwillige Selbsterklärung zum Freisein von Suchterkrankungen der Kindertagespflegeperson und bei Kin-
dertagespflege im eigenen Haushalt von allen Haushaltsangehörigen von über 14 Jahren  

• ärztliches Attest ohne tätigkeitsausschließende Bedenken  
• Für alle Personen, die nach 1970 geboren sind, Nachweis über dem Impfschutz gegen Masern (Masernimp-

fung entsprechend der Empfehlungen der Ständigen Impfkommission)  
• Abfrage beim Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) und Pflegekinderdienst ohne tätigkeitsauschließende     

Bedenken  
• bescheinigte Teilnahme an der Belehrung zum Infektionsschutzgesetz durch die untere Gesundheitsbehörde  
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• Nachweis der Meldung bei der deutschen Rentenversicherung innerhalb der ersten drei Monate nach Auf-
nahme der Tätigkeit  

• Nachweis der Meldung bei einer selbst gewählten Krankenkasse und Klärung des Versicherungsstatus inner-
halb der ersten drei Monate nach Aufnahme der Tätigkeit  

• Nachweis der Meldung bei der Unfallkasse BGW (Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege) innerhalb der ersten drei Monate nach Aufnahme der Tätigkeit 

 
§ 10 Erteilung der Pflegeerlaubnis für Kindertagespflegepersonen 
 
(1) Gemäß § 43 SGB VIII bedarf eine Person, die ein Kind oder mehrere Kinder außerhalb des Haushalts des Er-
ziehungsberechtigten während des Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate 
betreuen will, einer Pflegeerlaubnis durch das Jugendamt. Eine Pflegeerlaubnis des Jugendamtes ist auch erforderlich, 
wenn das Kindertagespflegeverhältnis ohne Vermittlung durch das Jugendamt der Stadt Remscheid zustande ge-
kommen ist. 
 
(2) Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege ist gemäß § 87a Abs. 1 SGB VIII das Jugend-
amt, in dessen Bereich die Kindertagespflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
(3) Die Pflegeerlaubnis wird für die Dauer von fünf Jahren und die Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesen-
den Kindern erteilt. Sie kann mit Einschränkungen oder Auflagen versehen werden. Die in § 22 (2) und § 22 (3) 
Kibiz NRW benannten Möglichkeiten der Flexibilisierung gelten nur im Einzelfall und bedürfen eines entsprechen-
den Zusatzes in der Pflegeerlaubnis. 
 
(4) Kindertagespflege kann in Einzelfällen gemäß § 22 Abs. 6 KiBiz NRW auch mit angestellten Kindertagespflege-
personen angeboten werden. 
 
(5) Die Pflegerlaubnis gilt ausschließlich für die darin aufgeführten Räumlichkeiten. 
 
§ 11 Voraussetzungen für Großtagespflege 
 
(1) In Großtagespflege muss der nicht-institutionelle, familienähnliche Charakter sichtbar werden. Zentral ist, dass 
die Merkmale der Kindertagespflege in dieser Betreuungsform erhalten bleiben. Dies ist insbesondere die Bezie-
hungskontinuität zwischen Kindertagespflegeperson und Kind. Gemäß § 22 Abs. 4 KiBiz NRW muss jedes Tages-
pflegekind einer Kindertagespflegeperson vertraglich und pädagogisch zugeordnet werden. Jede Kindertagespflege-
person muss während der gesamten Betreuungszeit ihrer vertraglich zugeordneten Kinder anwesend sein. Sie ist 
vollumfänglich zuständig für die Förderung, Bildungsdokumentation, Eingewöhnung und Entwicklungsgespräche 
ihrer Tageskinder. 
Diese Voraussetzungen sind in dem pädagogischen Konzept der Großtagespflege verpflichtend darzustellen. 
 
(2) Zusätzlich zu den Voraussetzungen unter § 9 muss mindestens eine der Kindertagespflegepersonen in der Groß-
tagespflege die folgende Qualifikation nachweisen: sozialpädagogische Fachkraft oder 3 Jahre Berufserfahrung als 
Kindertagespflegeperson mit mindestens 3 Tagespflegekindern. Ausnahmen hiervon sind nach gesonderter Prüfung 
möglich. 
 
(3) Großtagespflegestellen unterliegen nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 der Registrierungspflicht 
und regelmäßigen Kontrollen durch die Lebensmittelüberwachung. Die Registrierungspflicht besteht gegenüber dem 
Bergischen Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt Solingen. 
 
§ 12 Mitteilungspflichten der Kindertagespflegepersonen 
 
Die Kindertagespflegepersonen haben folgende Mitteilungspflichten gegenüber dem Jugendamt mit den jeweils 
gültigen Formularen:  

• die Aufnahme jedes Remscheider Kindes  
• die Aufnahme von Kindern aus anderen Kommunen  
• Änderungen der wöchentlichen Betreuungszeit, der Betreuungstage  
• Beendigung oder Wechsel der Kindertagesbetreuung   
• Unterbrechung der Kindertagespflege von mehr als sechs zusammenhängenden Wochen beispielsweise     

wegen Krankheit oder Urlaub des Kindes  
• Schließung der Kindertagespflegestelle wegen Erkrankung der Kindertagespflegeperson ab dem ersten Tag  
• bei Ausfall der Kindertagespflegeperson Inanspruchnahme der Kooperationspartnerin  oder des Koopera-

tionspartners oder sonstiger Vertretung ab dem ersten Tag  
• die geplanten betreuungsfreien Tage (Schließzeiten der Kindertagespflegestelle) für das folgende Kalenderjahr 

zum 15. Dezember  
• Wohnungswechsel der Erziehungsberechtigten oder der Kindertagespflegeperson  
• Änderungen in der Erreichbarkeit (Telefon, E-Mail) der Kindertagespflegeperson und/oder der Erziehungs-

berechtigten  
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• neue Mitbewohner oder Vollendung des 14. Lebensjahres von im Haushalt lebenden Personen bei Kinder-
tagespflege im eigenen Haushalt  

• Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung nach dem SGB VIII  
• die regelmäßige Anwesenheit anderer Personen in der Tagespflegestelle während der Betreuungszeit  
• Beschäftigung von Unterstützungskräften oder Praktikanten; Bestätigung über das Vorliegen eines polizei-

lichen Führungszeugnisses ohne tätigkeitsausschließende Einträge  
• Änderungen der Sozialversicherungsbeiträge unverzüglich nach Erhalt der neuen Beitragsrechnung  
• eine beabsichtigte wesentliche Veränderungen in den Räumlichkeiten und im Außengelände  
• eine beabsichtigte Anschaffung von Haustieren  
• wesentliche Schwierigkeiten im Betreuungsverhältnis oder im Kontakt mit den Erziehungsberechtigten  
• unaufgeforderte Übersendung der täglich geführten Betreuungsnachweise nach Ablauf jedes Quartals 

 
§ 13 Fortbildungsverpflichtung für Kindertagespflegepersonen 
 
(1) Die Kindertagespflegepersonen verpflichten sich zur regelmäßigen Teilnahme an Fortbildungen während der 
Gültigkeitsdauer ihrer Pflegeerlaubnis mit mindestens 12 Unterrichtseinheiten à 45 Minuten pro Kalenderjahr. Die 
Fortbildungen müssen einen direkten inhaltlichen Bezug zur Tätigkeit haben, über die Anerkennung entscheidet das 
Jugendamt. 
 
(2) Zusätzlich muss der Erste-Hilfe-Kurs für Säuglinge und Kleinkinder alle 2 Jahre mit einem Stundenumfang von 9 
Unterrichtseinheiten wiederholt werden. 
 
(3) Die Teilnahme an den Fachtreffen des Jugendamtes ist verpflichtend. 
 
§ 14 Überprüfung der Geeignetheit der Kindertagespflege 
 
(1) Das Jugendamt überprüft die Geeignetheit der Kindertagespflege als geeignete Betreuungsform für jedes einzelne 
Kind in regelmäßigen Abständen und anlassbezogen. Das Jugendamt führt im Sinne des § 22 Abs. 7 KiBiz NRW 
angemeldete und unangemeldete Hausbesuche im Verlauf des Kindertagespflegeverhältnisses durch, um sich vom 
Wohlergehen der in Kindertagespflege betreuten Kinder zu überzeugen. 
 
(2) Wenn sich im Verlauf des Betreuungsverhältnisses ein Anhaltspunkt ergibt, der die Eignung der Kindertagespfle-
geperson in Frage stellt, kann die Pflegeerlaubnis eingeschränkt, mit Auflagen versehen oder zurückgenommen wer-
den . 
 
§ 15 Aufhebung/Widerruf/Rücknahme der Pflegeerlaubnis 
 
(1) Die Pflegeerlaubnis wird nach § 48 Abs. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) Zehntes Buch (X) aufgehoben, wenn sich die 
tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse, die bei Erteilung der Erlaubnis vorlagen, wesentlich geändert haben. 
 
(2) Die Pflegeerlaubnis ist gemäß § 47 SGB X zu widerrufen, wenn 

• das Kindeswohl gefährdet ist, 
• mit ihr verbundene Auflagen nicht innerhalb der gesetzten Frist erfüllt werden. 

 
(3) Gemäß § 45 SGB X kann eine Pflegeerlaubnis zurück genommen werden, wenn  sie von Anfang an rechtswidrig 
war oder nachweislich durch falsche Angaben der Kindertagespflegeperson während des Eignungs-/Erteilungs-
verfahrens zu Stande gekommen ist. 
 
§ 16 Neuerteilung der Pflegeerlaubnis nach fünf Jahren 
 
(1) Die Neuerteilung der Pflegeerlaubnis nach fünf Jahren muss schriftlich beantragt werden. Für die Neuerteilung 
sind alle Nachweise und Dokumente gemäß der jeweils gültigen Fassung dieser Satzung und der aktuellen Gesetzes-
lage zu erbringen bzw. zu aktualisieren. 
 
(2) Wird festgestellt, dass die Kindertagespflegeperson innerhalb der fünf Jahre ihrer Fortbildungsverpflichtung 
gemäß § 13 nicht nachgekommen ist, kann eine Neuerteilung der Pflegerlaubnis abgelehnt werden oder eine neuerli-
che Pflegeerlaubnis mit entsprechenden Auflagen versehen werden. 
 
§ 17 Vermittlung, Beratung und Begleitung der Kindertagespflegepersonen 
 
Die Kindertagespflegepersonen haben einen Anspruch auf qualifizierte Beratung und Unterstützung durch die Fach-
beratung des Jugendamtes. Sie sichert den notwendigen Informationsfluss zu aktuellen Themen, bietet ein jährliches 
Fortbildungsprogramm an und lädt zu regelmäßigen Fachtreffen ein. Das Jugendamt fördert die Vernetzung und 
Kooperation der Kindertagespflegepersonen untereinander, die Zusammenarbeit mit Kindertageseinrichtungen, 
freien Trägern der Jugendhilfe sowie regionalen Fachstellen. 
 
§ 18 Sicherstellung der Kindertagespflege bei Ausfall der Kindertagespflegeperson 
 
(1) Kindertagespflege ist eine höchstpersönlich zu erbringende Dienstleistung. Die Kindertagespflegeperson über-
nimmt die Aufsichtspflicht über die von ihr zu betreuenden Kinder zu den vertraglich bestimmten Zeiten. Die zu 
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erbringende Dienstleistung darf zur Erfüllung auch nicht in kleinerem Umfang auf Dritte delegiert werden. Die Kin-
dertagespflegeperson muss während der gesamten Betreuungszeit ihrer vertraglich zugeordneten Kinder anwesend 
sein. Die Aufsichtspflicht ist mit Ausnahme von genehmigten Vertretungssituationen nicht übertragbar (Urteil Ober-
verwaltungsgericht Bautzen - 4 B 173/17). 
 
(2) Gemäß § 23 Abs. 4 SGB VIII ist für Ausfallzeiten einer Kindertagespflegeperson durch das Jugendamt rechtzei-
tig eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen. Diese soll gemäß § 24 Abs. 3 Nr. 5 KiBiz NRW 
gleichermaßen geeignet sein. 
 
(3) Um die Kindertagespflege sicherzustellen, schließt das Jugendamt Vereinbarungen mit qualifizierten Kinderta-
gespflegepersonen als Kooperationspartnerin oder Kooperationspartner ab. Die Kooperationspartnerin oder der 
Kooperationspartner halten fünf freie Plätze für Vertretungen vor. Die Gewöhnung der Kinder an diese Person 
findet in der gewohnten Umgebung der Kinder statt, indem die Kooperationspartnerin oder der Kooperations-
partner in einem festgelegten Rhythmus in mehreren Kindertagespflegestellen ihres Zuständigkeitsbereiches einge-
setzt wird (Vertretungsverbund). 
Im Fall eines Einsatzes ist die Kooperationspartnerin oder der Kooperationspartners mit den Kindern und den Ge-
gebenheiten vor Ort vertraut und den Erziehungsberechtigten bekannt.  
 
(4) Beschäftigt eine Kindertagespflegeperson zur Unterstützung eine zusätzliche Kraft, die auch für Vertretungen in 
ihrer Kindertagespflegestelle eingesetzt werden soll, erfolgt eine Einschätzung des Jugendamtes, ob diese Person für 
Vertretungseinsätze geeignet ist. 
Hierzu ist erforderlich:  

• Eignungsgespräch mit der Fachberatung des Jugendamtes  
• schriftliche Bestätigung der Kindertagespflegeperson über die regelmäßige Unterstützungstätigkeit, die sichere 

Bindung zu den Tageskindern und die Vertrautheit mit den Arbeitsabläufen in der Kindertagespflegestelle  
• schriftliche Einverständniserklärung aller Erziehungsberechtigten zur Vertretung  
• erweitertes polizeiliches Führungszeugnis gemäß §§ 72a SGB VIII, 30a Abs. 1 Nr. 2a BZRG ohne tätigkeits-

auschließende Einträge  
• ärztliches Attest ohne tätigkeitsausschließende Bedenken  
• Abfrage beim Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) und dem Pflegekinderdienst ohne tätigkeitsauschließende 

Bedenken  
• freiwillige Erklärung zum Freisein von Suchterkrankungen  
• Kopie des Qualifizierungszertifikates oder Kopie des Abschlusszeugnisses einer pädagogischen Ausbildung, 

falls vorhanden 
 
Es wird darauf hingewirkt, dass die Unterstützungskräfte die Qualifizierung gemäß QHB absolvieren. Bei einer daran 
anschließenden Tätigkeit als Unterstützungskraft von mindestens 2 Jahren werden die Kosten der Qualifizierung 
erstattet. 
 
§ 19 Gewährung laufender Geldleistungen für Kindertagespflege 
 
(1) Bei Vorliegen der Förderungsvoraussetzungen und auf Antrag der Erziehungsberechtigten auf öffentliche Förde-
rung werden laufende Geldleistungen nach § 23 Abs. 2 SGB VIII an die Kindertagespflegeperson gewährt.  
 
(2) Die laufende Geldleistung umfasst:  

• Erstattung angemessener Kosten für den Sachaufwand  
• Betrag zur Anerkennung der Förderungsleistung  
• Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zur Unfallversicherung bei der BGW, maximal bis zu 

der Höhe der Versicherungssumme, deren Leistungen dem Gesamtbetrag der regelmäßigen monatlichen 
Förderungsleistung entspricht  

• hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung, Kranken- und 
Pflegeversicherung 

 
(3) Bei einer regelmäßigen Betreuung werden die Erstattung der Sachaufwendungen und der Betrag zur Anerken-
nung der Förderungsleistung als Pauschalen an die Kindertagespflegeperson jeweils zum Monatsende ausgezahlt. Die 
Anpassung der Pauschalen legt der Träger der öffentlichen Jugendhilfe analog der Regelungen zu § 37 KiBiz NRW 
jährlich fest. 
 
(4) Über die Vergütung des tatsächlichen Betreuungsstundenumfangs hinaus wird der Kindertagespflegeperson 
gemäß § 24 Absatz 3 Satz 6 Kibiz NRW je Kind und Woche eine zusätzliche Stunde für mittelbare Bildungs- und 
Betreuungsarbeit in Höhe des aktuellen Stundensatzes der Förderungsleistung vergütet. Abweichend werden bei 
einem tatsächlichen Betreuungsstundenumfang in Höhe der Obergrenze der jeweiligen Pauschalstufe zwei Stunden 
für mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit vergütet. 
 
(5) Im Kindergartenjahr 2020/2021 werden pro Stunde und Kind 2,97 € für die Förderungsleistung und 1,73 € für 
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die Sachaufwendungen zugrunde gelegt. Daraus ergeben sich folgende drei Pauschalstufen: 
 

Stunden monatliche 
Förderungsleistung 

monatliche 
Sachaufwendungen 

monatliche 
Geldleistung 

36 - 45 578,70 € 337,09 € 915,80 € 
26 - 35 450,10 € 262,18 € 712,29 € 
15 - 25 321,50 € 187,27 € 508,78 € 

 
(6) Ab dem Kindergartenjahr 2021/2022 gelten folgende sechs Pauschalstufen: 
(die Beträge werden gemäß § 37 KiBiz NRW jeweils angepasst)  
 

Stunden monatliche 
Förderungsleistung 

monatliche 
Sachaufwendungen 

monatliche 
Geldleistung 

41 - 45 578,70 € 337,09 € 915,80 € 
36 - 40 514,40 € 299,64 € 814,04 € 
31 - 35 450,10 € 262,18 € 712,29 € 
26 - 30 385,80 € 224,73 € 610,53 € 
21 - 25 321,50 € 187,27 € 508,78 € 
15 - 20 257,20 € 149,82 € 407,02 € 

 
(7) Bei einer berufsbedingt benötigten regelmäßigen Betreuungszeit über 45 Stunden pro Woche kann eine weitere 
Betreuung in der Kindertagespflegestelle gewährt werden. Dies wird im Einzelfall durch das Jugendamt bewilligt. Die 
Betreuungszeit ab der 46. Stunde wird gemäß Absatz 5 Satz 1 nach den jeweils gültigen Sätzen stündlich gewährt. 
Dem Jugendamt sind entsprechende Nachweise vorzulegen. 
 
(8) Die laufende Geldleistung wird bereits während der Eingewöhnungsphase des Kindes auf Grundlage des Betreu-
ungsvertrages gewährt. Die Eingewöhnung wird nach dem „Berliner Modell“ oder einem anderen wissenschaftlich 
anerkannten Modell gestaltet. 
 
(9) Bei einem Betreuungsbeginn bis zum 15. eines Monats besteht ein Anspruch auf die volle monatliche Geldleis-
tung, bei einem Betreuungsbeginn nach dem 15. des Monats wird die Hälfte der monatlichen Geldleistung bewilligt. 
 
(10) Die laufende Geldleistung wird spätestens zum Ende des Monats eingestellt, indem die Betreuung tatsächlich 
endet und das Kind die Kindertagespflegestelle nicht mehr besucht. Aus den privatrechtlich zwischen Erziehungsbe-
rechtigten und Kindertagespflegeperson im Betreuungsvertrag vereinbarten Kündigungsfristen leitet sich kein Zah-
lungsanspruch eines unbelegten Platzes gegenüber dem Jugendamt ab. 
 
(11) Bei Kindern mit erhöhtem Betreuungs- und Förderbedarf kann die Geldleistung nach Prüfung durch das Ju-
gendamt auf Grundlage des individuellen Förderbedarfes erhöht werden. Die Anzahl der Kinder bei der betreuenden 
Kindertagespflegeperson wird entsprechend der pädagogischen und pflegerischen Erfordernisse verringert. 
 
(12) Eine Kooperationspartnerin oder ein Kooperationspartner erhält eine festgelegte Sachkostenpauschale in Höhe 
von 486,50 € pro Monat und die entsprechende monatliche Förderungsleistung für fünf Kinder. Absatz 2 und Ab-
satz 3 Satz 2 gelten entsprechend. Darüber hinaus erstattet das Jugendamt die Kosten einer Berufshaftpflichtversi-
cherung. 
 
§ 20 Vertretungsleistungen für Unterstützungskräfte 
 
(1) Vertritt eine Unterstützungskraft im Krankheitsfall eine Kindertagespflegeperson, so erhält sie auf Antrag nach 
Beendigung des Vertretungseinsatzes eine Förderungsleistung in Höhe von 2,50 € pro Kind und Stunde gemäß ver-
traglich vereinbarter Betreuungszeit. 
 
(2) Verfügt die Unterstützungskraft über eine Qualifizierung nach DJI-Curriculum oder QHB oder ist sie pädagogi-
sche Fachkraft, erhält sie die Förderungsleistung in Höhe des jeweiligen Satzes für Kindertagespflegepersonen. 
 
§ 21 Aus- und Fortbildung 
 
(1) Sofern keine anderen Fördermittel zur Verfügung stehen, werden die Kursgebühren für die nach § 21 Abs. 1 und 
2 KiBiz NRW erforderlichen Qualifizierungskurse sowie für eine Anschlussqualifizierung QHB 160+ für Kinderta-
gespflegepersonen, die für die Stadt Remscheid tätig sind, auf Antrag vom Jugendamt erstattet. Voraussetzung ist, 
dass mindestens zwei Jahre Remscheider Kinder in Kindertagespflege betreut werden. 
 
(2) Die Kosten für Veranstaltungen aus dem Fortbildungsprogramm für Kindertagespflegepersonen der Volkshoch-
schule Remscheid werden vom Jugendamt übernommen. 
 
§ 22 Betreuungsfreie Tage 
 
(1) Für die Höhe der Zahlung der laufenden Geldleistung sind 20 betreuungsfreie Tage der Kindertagespflegeperson 
pro Kalenderjahr zuzüglich jeweils der Tage vom 24.12. bis einschließlich 31.12. unschädlich. Die Geldleistung wird 
für betreuungsfreie Tage unter der Voraussetzung gezahlt, dass diese den Erziehungsberechtigten und dem Jugend-
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amt bis zum Beginn des Kalenderjahres bekannt gegeben wurden. Nicht genommene betreuungsfreie Tage können 
nicht auf das Folgejahr übertragen werden. 
Der Anspruch auf 20 betreuungsfreie Tage gilt bei einer Betreuung von mindestens 5 Tagen pro Woche. Bei weniger 
Betreuungstagen ergibt sich ein Anspruch auf betreuungsfreie Tage gemäß der nachstehenden Tabelle. 
 

 Betreuungstage pro Woche 
2 Tage 3 Tage 4 Tage 5 Tage 

betreuungsfreie Tage 8 12 16 20 
 
(2) Für die Zahlung der laufenden Geldleistung sind 20 Krankheitstage der Kindertagespflegeperson pro Kalender-
jahr bei einer Betreuung von mindestens 5 Tagen pro Woche unschädlich. Bei weniger Betreuungstagen ergibt sich 
ein Anspruch auf vergütete Krankheitstage gemäß der nachstehenden Tabelle. 
 

 Betreuungstage pro Woche 
2 Tage 3 Tage 4 Tage 5 Tage 

vergütete Krankheitstage 8 12 16 20 
 
(3) Unterbrechungen der Betreuung, die durch das zu betreuende Kind oder dessen Erziehungsberechtigte bedingt 
sind, bleiben für die Zahlung nach § 19 Absatz 5 bzw. Absatz 6 unberücksichtigt, wenn sie einen zusammenhängen-
den Zeitraum von sechs Wochen nicht überschreiten.  
 
(4) Werden die in den Absätzen 1 bis 3 definierten Ausfallzeiten überschritten, führt dies zu einer anteiligen Kürzung 
der Förderungsleistungen von 1/30 pro Kalendertag. Kürzungen sind auch rückwirkend möglich. 
 
§ 23 Mietkostenzuschuss 
 
(1) Auf Antrag kann bei ausschließlich für die Kindertagespflege angemieteten, geeigneten Räumen ein Mietkosten-
zuschuss zur nachgewiesenen angemessenen Nettokaltmiete bewilligt werden. Die maximale Höhe des Zuschusses 
richtet sich nach den jeweils aktuellen Mietspiegeln. Bezuschusst werden in der Regel bis zu 12 m² pro Platz, der mit 
einem über Remscheid geförderten Kind belegt ist. 
 
Voraussetzung für die Bewilligung ist:  

• Bedarfsfeststellung des Jugendamtes  
• Nachweis über die Beantragung der Nutzungsänderung der Räumlichkeiten beim Bauamt  
• Erklärung der Kindertagespflegeperson, dass in den angemieteten Räumen keine Haustiere gehalten oder 

mitgebracht werden 
 
(2) Für ausschließlich für die Kindertagespflege genutzte Räume im Haushalt der Kindertagespflegeperson kann auf 
Antrag ein Mietkostenzuschuss zur nachgewiesenen, angemessenen Nettokaltmiete bewilligt werden. Die maximale 
Höhe des Zuschusses richtet sich nach den jeweils aktuellen Mietspiegeln. Bezuschusst werden in der Regel bis zu 
fünf m² pro Platz, der mit einem über Remscheid geförderten Kind belegt ist. 
 
Teil III Kinderbetreuungsperson 
 

§ 24 Eignungsfeststellung und Erlaubniserteilung für Kinderbetreuungspersonen 
 
 (1) Für ergänzende Kinderbetreuung im Haushalt der Erziehungsberechtigten im Sinne des § 3 beantragt die Kin-
derbetreuungsperson eine Erlaubnis beim Jugendamt. Die ergänzende Betreuung durch verwandte Personen des 1., 
2. und 3. Grades sowie mit diesen oder einem der Erziehungsberechtigten in Ehen oder eheähnlichen Gemeinschaf-
ten lebenden Personen wird in der Regel nicht durch das Jugendamt der Stadt Remscheid gefördert. 
 
(2) Die Eignungsprüfung zur Erlaubniserteilung erstreckt sich insbesondere auf folgende Anforderungen. 
 
Persönliche Eignungskriterien:  

• Motivation zur Ausübung der Tätigkeit 
• Persönlichkeit (u.a. Einfühlungsvermögen, soziale Kompetenz) 
• Sachkompetenz (u.a. Erziehungsmethoden, Ernährung) 
• Qualifikation (z.B. Erfahrung in der Betreuung von Kindern, Besuch von einschlägigen Fortbildungen) 
• Kooperationsbereitschaft mit den Erziehungsberechtigten und mit den Fachkräften des Jugendamtes 
• Volljährigkeit 

 
Räumliche Voraussetzungen:  

• die ergänzende Betreuung durch eine Kinderbetreuungsperson muss grundsätzlich in den Räumlichkeiten der 
Erziehungsberechtigten stattfinden. Die Durchführung von Ausflügen (z.B. Besuch von Spielplätzen) mit 
dem/den Betreuungskind/ern ist mit Einverständniserklärung der Erziehungsberechtigten jederzeit möglich  

• die Kinderbetreuungsperson darf in den Betreuungsräumen nicht rauchen 
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Formale und fachliche Voraussetzungen:  
• schriftliche Bestätigung der Erziehungsberechtigten, dass die Person für die Betreuung des Kindes gewünscht 

wird und geeignet ist 
• erweitertes polizeiliches Führungszeugnis gemäß §§ 72a SGB VIII, 30a Abs. 1 Nr. 2a BZRG ohne tätigkeits-

auschließende Einträge  
• Abschluss einer „Verbindlichen Vereinbarung zur Sicherung des Kinderschutzes“ für Kinderbetreuungsper-

sonen im Haushalt der Erziehungsberechtigten  
• Freiwillige Selbsterklärung zum Freisein von Suchterkrankungen der Kinderbetreuungsperson  
• ärztliches Attest ohne tätigkeitsausschließende Bedenken  
• Abfrage beim ASD und Pflegekinderdienst ohne tätigkeitsauschließenden Bedenken  
• bescheinigte Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Kurs für Säuglinge und Kleinkinder mit einem Stundenumfang 

von neun Unterrichtseinheiten, sofern das Betreuungskind unter drei Jahren alt ist 
 

(3) Die Erlaubnis gilt ausschließlich für die Betreuung des namentlich genannten Kindes in den Räumen der Erzie-
hungsberechtigten. Sie kann mit weiteren Einschränkungen oder Auflagen versehen werden. 
Hieraus ergibt sich keine Ableitung einer Pflegeerlaubnis gemäß § 43 SGB VIII. 
 
(4) Wenn sich im Verlauf des Betreuungsverhältnisses ein Anhaltspunkt ergibt, der die Eignung der Kinderbetreu-
ungsperson in Frage stellt, kann die Erlaubnis weiter eingeschränkt, mit Auflagen versehen oder widerrufen werden. 
 
§ 25 Aufwandsentschädigung für Kinderbetreuungspersonen 
 

Betreuungsstunden pro Woche 
(im Durchschnitt) 

Aufwandsentschädigung 

6 -10 182,00 € 
1 – 5 91,00 € 

 
Nachgewiesene Kosten für eine freiwillige Unfallversicherung bei der BGW werden erstattet. 
 
§ 26 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt zum 01.08.2020 in Kraft. Gleichzeitig treten die Richtlinien über die Durchführung der Kinderta-
gespflege der Stadt Remscheid vom 03.05.2018 außer Kraft. 
§ 22 Abs. 1 tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Für den Zeitraum vom 01.08.2020 bis 31.12.2020 sind neun betreuungs-
freie Tage zuzüglich der Tage vom 24.12.2020 bis einschließlich 31.12.2020 unschädlich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,  
c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Remscheid vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Remscheid, den 2. Juni 2020 
gez. Mast-Weisz, Oberbürgermeister 
 
 

20/65 
Satzung vom 02.06.2020 zur Änderung der Satzung der Stadt Remscheid vom 11.04.16  
über die Erhebung von Beiträgen für die Nutzung von Plätzen in Tageseinrichtungen für Kinder 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), des § 6 Kommunalabgabengesetz (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW S. 712), 
der §§ 22, 22a, 24, 24a und 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII vom 26.06.1990, der Artikel 1-3 des Gesetzes zur quali-
tativen Weiterentwicklung der frühen Bildung vom 03.12.2019 (GV NRW S. 894)  sowie der §§ 2 und 51 des Geset-
zes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern – Kinderbildungsgesetz (KiBiz) vom 03.12.2019 (GV NRW S. 
894), in der jeweils zuletzt geltenden Fassung, hat der Haupt-, Finanz- und Beteiligungsausschuss der Stadt Rem-
scheid gem. § 60 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
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14.07.1994 (GV. NRW S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung in seiner Sitzung am 28.05.2020 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
Die Satzung der Stadt Remscheid über die Erhebung von Beiträgen für die Nutzung von Plätzen in Tageseinrichtun-
gen für Kinder vom 11.04.16 wird geändert. 
 
§ 1 Beitragspflicht 
 
In Absatz (2) werden die Wörter „§ 18 KiBiz“ durch die Wörter „§ 32 Absatz 3 KiBiz“ ersetzt. 
 
§ 6 Auskunfts- und Anzeigepflichten 
 
Absatz (1) erhält folgende Fassung: 
 
Für die Erhebung der Beiträge für Plätze in Kindertageseinrichtungen in freier und städtischer Trägerschaft, die 
innerhalb des Stadtgebietes Remscheid betrieben werden und über eine gültige Betriebserlaubnis verfügen sowie 
nach dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz-KiBiz) vom 03.12.2019 
(GV.NRW.S.894,, jeweils aktuelle Fassung) gefördert werden, teilt der jeweilige Träger dem Jugendamt die Namen, 
Anschriften, Geburtsdaten, die Betreuungszeiten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die 
entsprechenden Angaben der Eltern oder der nach kommunalem Satzungsrecht gleichgestellten Personen unverzüg-
lich mit. 
 
§ 7 Beitragsbefreiung/Beitragsermäßigung 
 
In Absatz (1) werden die Worte „maßgeblichen Zeitraum“ durch die Worte „aktuellen Betreuungszeitraum“ ersetzt. 
 
Absatz (6) erhält folgende Fassung: 
 
Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen durch Kinder, die bis zum 30. September das 
vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres 
bis zur Einschulung beitragsfrei. 
 
In Absatz (8) werden die Wörter „§23 Absatz 3 KiBiz“ durch die Wörter „ § 50 Absatz 1 KiBiz“ ersetzt. 
 
Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.08.2020 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-schriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-macht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,  
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Remscheid vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Remscheid, den 2. Juni 2020 
gez. Mast-Weisz, Oberbürgermeister 
 
 

20/66 
Satzung vom 02.06.2020 zur Änderung der Satzung der Stadt Remscheid vom 11.04.16  
über die Erhebung von Beiträgen für die Inanspruchnahme von Kindertagespflege  
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), des § 6 Kommunalabgabengesetz (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW S. 712), 
der §§ 22, 22a, 24, 24a und 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII vom 26.06.1990, der Artikel 1-3 des Gesetzes zur quali-
tativen Weiterentwicklung der frühen Bildung vom 03.12.2019 (GV NRW S. 894)  sowie der §§ 2 und 51 des Geset-
zes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern – Kinderbildungsgesetz (KiBiz) vom 03.12.2019 (GV NRW S. 
894), in der jeweils zuletzt geltenden Fassung hat der Haupt-, Finanz- und Beteiligungsausschuss der Stadt Rem-
scheid gem. § 60 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung in seiner Sitzung am 28.05.2020 folgende Satzung 
beschlossen:  
 
Die Satzung der Stadt Remscheid über die Erhebung von Beiträgen für die Inanspruchnahme von Kindertagespflege 
vom 11.04.16 wird geändert.  
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§ 7 - Auskunfts- und Anzeigepflichten  
 
Absatz (1) erhält folgende Fassung:  
 
Für die Erhebung der Beiträge für die Inanspruchnahme von Kindertagespflege teilt die Tagespflegeperson bzw. der 
Träger, der die Kindertagespflege vermittelt hat, dem Jugendamt die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, die Betreu-
ungszeiten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die entsprechenden Angaben der Eltern oder 
der nach kommunalem Satzungsrecht gleichgestellten Personen unverzüglich mit.  
 
§ 8 - Beitragsbefreiung/Beitragsermäßigung  
 
In Absatz (1) werden die Worte „maßgeblicher Zeitraum“ durch die Worte „aktuellen Betreuungszeitraum“ ersetzt.  
 
Absatz (6) erhält folgende Fassung:  
 
Die Inanspruchnahme der Kindertagespflege durch Kinder, die bis zum 30. September das vierte Lebensjahr vollen-
det haben werden, ist ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung 
beitragsfrei.  
 
In Absatz (8) werden die Wörter „§23 Absatz 3 KiBiz“ durch die Wörter „ § 50 Absatz 1 KiBiz“  
ersetzt.  
 
Inkrafttreten  
 
Die Satzung tritt am 01.08.2020 in Kraft 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,   
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,   
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder   
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Remscheid vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Remscheid, den 2. Juni 2020  
gez. Mast-Weisz, Oberbürgermeister 
 
 

20/67 
Satzung vom 02.06.2020 zur Änderung der Satzung der Stadt Remscheid über die Erhebung von Beiträgen 
für die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten Offener Ganztagsschulen im Primarbereich  
vom 11.04.2016 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), des § 6 Kommunalabgabengesetz (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW S. 712), 
des §90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.10.2015 (BGBI. I S. 1802), des    
§ 9 Schulgesetz NRW vom 15.02.2005 (GV.NRW.S 102), des RdErl. d. Ministeriums für Schule, Jugend und Kinder 
v. 12.02.2003 (ABL.NRW. S. 43), der Artikel 1-3 des Gesetzes zur qualitativen Weiterentwicklung der frühen Bildung 
vom 03.12.2019 (GV NRW S. 894) sowie der §§ 2 und 51 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kin-
dern – Kinderbildungsgesetz (KiBiz) vom 03.12.2019 (GV NRW S. 894), in der jeweils zuletzt geltenden Fassung hat 
der Haupt-, Finanz- und Beteiligungsausschuss der Stadt Remscheid gem. § 60 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung 
für das Land NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung in seiner Sitzung am 28.05.2020 folgende Satzung beschlossen: 
 
Die Satzung der Stadt Remscheid über die Erhebung von Beiträgen für die Teilnahme an außerunterrichtlichen An-
geboten Offener Ganztagsschulen im Primarbereich vom 11.04.2016 wird geändert. 
 
§ 6 Auskunfts- und Anzeigepflichten 
 
Absatz (1) erhält folgende Fassung: 
 
Für die Erhebung der Beiträge für die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten Offener Ganztagsschulen im 
Primarbereich innerhalb des Stadtgebietes Remscheid teilt der jeweilige Träger dem Jugendamt die Namen, Anschrif-
ten, Geburtsdaten, die Betreuungszeiten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die entspre-
chenden Angaben der Eltern oder der nach kommunalem Satzungsrecht gleichgestellten Personen unverzüglich mit. 
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§ 7 Beitragsbefreiung/Beitragsermäßigung 
 
In Absatz (1) werden die Worte „maßgeblichen Zeitraum“ durch die Worte „aktuellen Betreuungszeitraum“ ersetzt. 
 
In Absatz (7) werden die Wörter „§23 Absatz 3 KiBiz“ durch die Wörter „ § 50 Absatz 1 KiBiz“ ersetzt. 
 
Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.08.2020 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-schriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-macht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,  
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Remscheid vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Remscheid, den 2. Juni 2020 
gez. Mast-Weisz, Oberbürgermeister 
 
 

20/68 
Benachrichtigungen über die öffentl. Zustellungen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW – LZG NRW  
- Stadt Remscheid - 
 
Die nachstehend bezeichneten Dokumente werden hiermit öffentlich zugestellt.  
Hierdurch werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können: 
 

1. 
Behörde, für die öffentlich zugestellt wird. 

Das Dokument kann bei dieser 
Behörde eingesehen werden: 

2. 
Name und letzte bekannte 

Anschrift des Zustelladressaten: 

3. 
Datum und Aktenzeichen 

des Dokumentes: 

Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung 

Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung, 
42853 Remscheid, Elberfelder Straße 36, 
Raum 218 

Herrn Jihad Khudir, 
Tulpenweg 1  
in 42499 Hückeswagen 

14.04.2020,  
Aktenzeichen:  
3.32.0-BU 0102962812 

Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung, 
42853 Remscheid, Elberfelder Straße 36, 
Raum 107 

Herr Mariusz Kaminski, 
Borsigstr. 46  
in 44145 Dortmund 

30.04.2020,  
Aktenzeichen:  
3.32.2 – VA.I – RS-DA 27 / Ah 

Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung, 
42853 Remscheid, Elberfelder Straße 36, 
Raum 107 

Herr Damir Susac, 
Lärchenstr. 2  
in 42855 Remscheid 

06.05.2020,  
Aktenzeichen:  
3.32.2 – VA.I – RS-T 2222 / Ah 

Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung, 
42853 Remscheid, Elberfelder Straße 36, 
Raum 219 

Herrn Marko Mihajlovic, 
Zdeglovo B.B.  
in SRB-16230 LEBANE 

13.05.2020,  
Aktenzeichen:  
3.32.0-BU 0102967633 

Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung, 
42853 Remscheid, Elberfelder Straße 36, 
Raum 219 

Herrn Sarajulhaq Saraj Parwani, 
4 Prestwick Close  
in GB-UB02 5SZ SOUTHALL 

13.05.2020,  
Aktenzeichen:  
3.32.0-BU 0102959964 

Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung, 
42853 Remscheid, Elberfelder Straße 36, 
Raum 217 

Herrn Svetoslav Georgiev, 
Hobocencka 7  
in BG- SVIRACHI / BULGARIEN 

15.05.2020,  
Aktenzeichen:  
3.32.0-BU 0102970737 

Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Bürger, Sicherheit und Ordnung, 
42853 Remscheid, Elberfelder Straße 36, 
Raum 219 

Herrn Slavov Nedelcho, 
in BG-8441 KOSTEN, OBL. BURGAS 

02.06.2020,  
Aktenzeichen:  
3.32.0-BU 0102961533 
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Herr  

Städtischer Hauptbrandmeister a. D. 
Hermann Goetzke 

 
verstarb am 30. April 2020 im Alter von 74 Jahren. 

 
Er war fast 29 Jahre bei der Feuerwehr der Stadt Remscheid tätig. 

 

 
Herr  

Städtischer Oberbaurat a. D. 
Rudolf Klingelhöller 

 
verstarb am 19. Mai 2020 im Alter von 93 Jahren. 

 
Er war mehr als 23 Jahre im damaligen Tiefbauamt der Stadt Remscheid tätig. 

 

1. 
Behörde, für die öffentlich zugestellt wird. 

Das Dokument kann bei dieser 
Behörde eingesehen werden: 

2. 
Name und letzte bekannte 

Anschrift des Zustelladressaten: 

3. 
Datum und Aktenzeichen 

des Dokumentes: 

Fachdienst Zuwanderung 

Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Zuwanderung, 
42853 Remscheid, Elberfelder Straße 36, 
Raum 006 

Karim MASSOUDI, 
geb. am 12.12.1995 in Constantine 
zuletzt wohnhaft Schwelmer Straße 55 
42897 Remscheid 

28.05.2020, 
Aktenzeichen: 
3.33.1-013- 052373-34/2020 

 

Fachdienst Jugend 
Stadt Remscheid, Der Oberbürgermeister, 
Fachdienst Jugend, Abt. WJH, 
42853 Remscheid, Haddenbacher Str. 38-42,  
Raum 035 

Viktor Baum, geb. am 08.04.1978,  
Eichenstr. 1,  
42855 Remscheid  

12.05.2020, 
Aktenzeichen:  
2.51.4/2.36.6320/522612 

 
Die Dokumente können Ladungen enthalten zu Terminen oder Fristen, dessen Versäumnisse Rechtsnachteile zur 
Folge haben können. 

 

Remscheid, den 9. Juni 2020 
Im Auftrag  
gez. Menzlin, gez. Ahrens, gez. Schwirtzek, gez. Biniasch 
gez. Krause 
gez. Reinhold 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

 
 

 
 

 

N a c h r u f e  


